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Neu
orientierung? 
Die Gewerkschaften und der 
Zusammenbruch des »realen Sozialismus« 

FORUM GEWERKSCHAFTEN 

von Frank Deppe 

1 Der Vorsitzende der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft 
(GEW), Dieter Wunder, hat gefor

dert, daß die DGB-Gewerkschaften an
gesichts des Zusammenbruchs des »rea
len Sozialismus« ihr ideologisches und 
weltanschauliches Selbstverständnis 
überprüfen und revidieren müssen. Das 
zentrale Argument dieses Artikels lau
tet: Mit dem Scheitern des Sozialismus 
werden zugleich Fundamente eines ge
werkschaftspolitischen Selbstverständ
nisses erschüttert, das sich auf ein anti
kapitalistisches Gesellschaftsbild (»Sy
stemfeindschaft«) bezieht und daher die 
Legitimation sowie die Zielvorstellun
gen der Gewerkschaften - als ·eines 
Kampfverbandes - aus dem Interessen
gegensatz von Kapital und Arbeit ablei
tet. 1 

Die Bilanz der bisherigen Geschichte 
des Sozialismus ergibt - so Wunder -, 
daß nicht nur die verschiedenen Versu
che zur Etablierung eines alternativen 
Gesellschafts- und Politikmodells ge
scheitert sind, sondern daß sich auch in 
der Praxis sozialdemokratischer Politik, 
die sich an den Zielvorstellungen des 
»demokratischen Sozialismus« orien
tiert, nur wenige »Anzeichen für alterna
tive Ansätze zur kapitalistischen Gesell
schaftsordnung« erkennen lassen.

Daraus folgt: »Weder Vergangenheit 
noch Gegenwart, weder Idee noch 
Praxis lassen es berechtigt erscheinen, 
an der bisherigen Vorstellung vom So
zialismus festzuhalten. Für die Gewerk
schaften gibt es keinen Grund mehr, ih
ren Beschlüssen die Vorstellung einer 
alternativen Gesellschaftsordnung zu
grunde zu legen - es gibt derzeit keine 
realistische Vorstellung einer wün
schenswerten Alternative. Es gibt nur 
die kapitalistische Gesellschaft mit ihren 
Stärken und Schwächen sowie die Kritik 
an ihr und gewisse Leitideen, in welcher 
Richtung sich eine kapitalistische Ge
sellschaft verändern sollte« (S. 716). So
weit zunächst der Leitgedanke! 

2Der Artikel von Dieter Wunder 
wurde sofort von der FAZ zur 
Kenntnis genommen. Sie hielt füh

renden Gewerkschaftern wie Ernst Breit 
und Franz Steinkühler vor, daß »ihr 

Weltbild ... weiterhin von der Vorstel
lung eines dialektischen historischen 
Prozesses bestimmt (werde), der über 
kurz oder lang aus dem verabscheuten 
Kapitalismus und dem durch unglückli-

ehe Umstände pervertierten Kommunis
mus eine humane sozialistische Synthe
se zustande bringen würde«. Als neues 
gewerkschaftliches Selbstverständnis 
empfiehlt die FAZ jenes, »das es in ei
nem Teil der Gewerkschaften, für den 
die IG Chemie mit ihrem Vorsitzenden 
Hermann Rappe repräsentativ ist, seit 
langem gibt« 2•

Diese Empfehlung ist natürlich nicht 
neu. Schon seit Jahren predigen die Un
ternehmer und ihre Ideologen, daß die 
sozialpartnerschaftliche Politik der IG 
Chemie als Vorbild für alle Gewerk
schaften - insbesondere für die IG 
Metall, die IG Medien (früher: IG Druck 
und Papier) und die Gewerkschaft HBV 
- akzeptiert werden sollte. Nun freilich
erfährt dieses »natürliche Interesse« des
Kapitals eine radikale Politisierung;
denn mit der Gleichsetzung von »realem
Sozialismus« im Osten und Kapitalis
muskritik im Westen - als Basis von
gewerkschaftlicher Gegenmachtpolitik
- wird eine Art »Schicksalsgemein
schaft« konstruiert, der dann ganz
selbstverständlich der Abschied aus der
Geschichte nicht nur nahegelegt, son
dern abgefordert wird. In diesem Sinne
argumentiert z.B. Dieter Kirchner von
Gesamtmetall - ebenfalls in der FAZ.
Dabei wird schon deutlich, daß die Un
ternehmer der Metallindustrie zugleich
die ideologischen Rahmenbedingungen
der diesjährigen Tarifrunde hegemonial
»besetzen« wollen. »Der ideologische
Ansatz für das Gegenmachtmodell ist
spätestens seit dem endgültigen Schei
tern des real existierenden Sozialismus
und dem durchschlagenden Erfolg des
Modells der sozialen Marktwirtschaft
entfallen. Der aus der frühkapitalisti
schen Epoche herübergerettete Klassen
gegensatz zwischen Kapital und Arbeit,
aus dem die IG Metall die Verweigerung
der Partnerschaft ableitet, ist widerlegt.
Auch bisher klassenkämpferisch orien
tierten Gewerkschaften bleibt gar nichts
anderes mehr übrig als das Einschwen
ken auf eine pragmatische Einordnung
in die Grundprinzipien der sozialen
Marktwirtschaft. Dazu gehören partner
schaftliche ausgerichtete Tarifverträ
ge«J.

3Obwohl die Konservativen Dieter 
Wunder als »Kronzeugen« rekla
mieren, wäre es doch ganz falsch, 

die Debatte über seinen Artikel nunmehr 
ausschließlich auf dem Terrain dieses 

· »Resonanzbodens« auszutragen. Wun
der ergreift nicht eindeutig Partei gegen
die »Ideologie antikapitalistischen Hari-

delns« bei der IG Metall und für die 
»Partnerschaftsideologie« der IG Che
mie. Er formuliert vielmehr kritische
Fragen, die den »Zwang zur Neubesin
nung« bei allen Gewerkschaften deut
lich machen sollen.

Natürlich hat er vollkommen recht, 
daß der Zusammenbruch der politischen 
Systeme des »realen Sozialismus«, der 
seinerseits auch Reflex der tiefen Wirt
schaftskrise und damit auch des Pla
nungssystems dieser Länder ist, Fragen 
aufwirft, die zugleich das Selbstver
ständnis von Gewerkschaften - zumal 
der linken Kräfte in den Gewerkschaften 
- berühren. Das sowjetische Modell des
Sozialismus, das sich im Gefolge der
Oktoberrevolution 191 7 durchsetzte, in
der Ära des Stalinismus seine konkrete
Ausgestaltung und Zementierung erfuhr
(Diktatur der Partei in Staat und Gesell
schaft, Staatseigentum, zentrale staatli
che Planung, monistische Weltanschau
ung) und schließlich nach 1945 maßge
bend für das sozialistische Staatensy
stem geworden war, wurde seit den 20er
Jahren von Sozialisten, seit nunmehr fast
zwei Jahrzehnten auch von einer Mehr
heitstendenz in den kommunistischen
Parteien Westeuropas, als Deformation
des Sozialismus kritisiert, die sowohl
objektive (u.a. die Rückständigkeit der
SU) als auch subjektive (Verselbständi
gung der Parteidiktatur, terroristische
Herrschaftsmethoden, Personenkult)
Ursachen hatte. Dennoch muß Dieter
Wunder zunächst einmal zugestimmt
werden, wenn er darauf aufmerksam
macht, daß die programmatischen Vor
stellungen des Sozialismus im Westen
(trotz der entschiedenen Distanz zum
sowjetischen Modell) stets der Verge
sellschaftung - als Alternative zum Pri
vateigentum -, der staatlichen Planung
- als Alternative zur »Anarchie« der
Marktgesetze - und einer fundamentalen
Veränderung der politischen Herr
schaftsverhältnisse einen zentralen Stel
lenwert eingeräumt haben.

Es ist daher selbstverständlich, daß 
die Krisen und Deformationen des »rea
len Sozialismus« in der Vergangenheit, 
mehr aber noch der gegenwärtige Zu
sarnn1enbruch dieser Systeme, damit 
auch der definitive geschichtliche End
punkt jenes »Sonderweges«, der nach 
1917 in weiten Teilen der Welt einge
schlagen wurde, daß diese - für viele 
bittere - Erfahrung die Notwendigkeit 
einer gründlichen Reflexion des Selbst
verständnisses sozialistischer Theorie 
und Politik und der damit verbundenen 
Handlungs- und Organisationskonzepte 
geradezu erzwingt. Daß die FAZ und 

Gesamtmetall diese Aufforderung zur 
Überprüfung des gewerkschaftspoliti.
schen Selbstverständnisses der Gegen
wart sogleich in einen Fudamentalan
griff gegen die IG Metall übersetzen, 
sollte und muß - vor allem auch im Hin
blick auf die angelaufene Tarifrunde -
auf dem Terrain der Auseinandersetzung 
mit den konservativen Hardlinern aus 
dem Unternehmerlager ausgetragen 
werden, nicht jedoch als Vorwand die
nen, um die notwendige Debatte über 
die Fragen und Thesen von Dieter Wun
der auf ein falsches Terrain abzudrän
gen. 

Im übrigen hat Dieter Wunder selbst 
die Richtung angedeutet, in der eine sol
che Debatte sich bewegen könnte: Die 
»Idee der Gleichheit«, die »Idee der
Teilhabe aller an den Angelegenheiten
der Gesellschaft«, die »Idee, das Leben
der Menschen von ökonomischen Inter
essen so frei wie möglich zu machen«
- diese Ideen sollten als gesellschaftspo
litische Leitideen, die zugleich eine
Trennungslinie zu Konservativen und
Liberalen markieren, überprüft und dis
kutiert werden (S. 717).

4Kehren wir zum zentralen Argu
ment von Dieter Wunder zurück: 
Kapitalismuskritik (»Systemfeind

schaft«), die sich nicht mehr auf die 
»Vorstellung einer alternativen Gesell
schaftsordnung« zu beziehen vermag,
hat ihren Grund, damit auch ihre Be
gründungskraft für gewerkschaftliches
Handeln, verloren.

Nun kann im Rahmen dieses Beitra
ges kaum auf die gesamte Geschichte 
von Theorie und Praxis des Sozialismus 
eingegangen werden. Dennoch muß zu
nächst an einige Grundsachverhalte er
innert werden: 

1. Der Sozialismus ist keine fix und
fertige Idee, die im 19. Jahrhundert von 
einigen Intellektuellen in die Geschichte 
der neuzeitlichen, bürgerlichen Gesell� 
schaft gleichsam implantiert wurde. 

Frank Deppe ist Professor für Politikwissenschaft 
an der Universitiit Marburg. 

1 Dieler Wunder: Der Zusammenbruch des »rea
len Sozialismus« und das Selbstversländnis der Ge

werkschaften, in: Gewerksch�ftliche Monatshefte, 
12/1989, s. 714 ff. 

2 Hans Jürgensen: Die Waisenkinder des Sozia
lismus, in: FAZ vom 19. 1. 1990. 
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32 Theorie und Programmatik des Sozialis
mus konnten nur in dem Maße ge
schichtsmächtig werden, als sie mit den 
Interessen und Bedü1fnissen breiter 
Volksmassen - hier besonders der lohn
abhängigen Klasse - an der Überwin
dung sozialer Ungleichheit, Entfrem
dung politischer Unterdrückung ent
sprach. Es war also zuerst die durch das 
kapitalistische Wirtschaftssystem und 
die Klassengesellschaft erzeugte »sozia
le Frage«, die den Sozialismus als den 
politisch-ideologischen Gegenpol von 
Konservatismus und Liberalismus kon
stituie1te. Dazu kam, daß die bürgerli
chen Revolutionen bis ins 19. Jahrhun
dert- obwohl sie die »allgemeinen Men
schenrechte« proklamiert hatten - an 
dem geschichtlichen Auftrag scheiter
ten, demokratische Grundrechte für alle 
Bürger (allgemeines Wahlrecht, Koali
tionsfreiheit, soziale Partizipationsrech
te) zu verwirklichen. Erst im Resultat 
des Kampfes der sozialistischen Arbei
terbewegung konnten im 20. Jahrhun
dert diese Rechte eingeholt werden (und 
wurden sogleich durch die faschistische 
»Gegenrevolution« wieder in Frage ge
stellt).

2. Die Geschichte des Sozialismus
stellt sich keineswegs als ein eindimen
sionales Kontinuum, sondern als eine 
höchst ungleichzeitige und vielfältig 
ausdifferenzierte Struktur von unter
schiedlichen Richtungen, Zentren und 
Bewegungen dar. Wie immer auch in 
der neueren europäischen Geschichte 
der Gegensatz von »Marxismus-Leni
nismus« (das sowjetische »Modell«) 
und »demokratischem Sozialismus« 
(das sozialdemokratische »Modell«) als 
die dominante Konstellation gelten mag, 
so gab es doch stets Zwischenpositio
nen, kritische »Abweichler« von den je
weiligen »Generallinien« (Wolfgang 
Abendroth ist nur ein prominentes Bei
spiel), die nicht nur die jeweilige kom
munistische und sozialdemokratische 
Politik kritisierten, sondern die zugleich 
auch wichtige Beiträge zur theoretischen 
Weiterentwicklung und Innovation des 
Sozialismus leisteten (erirmert sei hier 
nur an die Strömung der »neuen Lin
ken«, die in und nach den Intellektuel
lenbewegungen seit 1968 eine bedeuten
de Rolle gespielt hat!). 

Schließlich hat sich der Sozialismus0 0> - besonders nach 1945 - weltweit ausge
..;. 
er, fächert, so daß es immer schwieriger
=> geworden ist, von dem Sozialismus zu:i: er, sprechen. Vor allem in der sog. »Dritten 
� Welt« hat sich eine fast unüberschaubare
N Vielfalt von Sozialismen herausgebil
g det, die nicht nur auf die Bedingungen 
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der Rückständigkeit und Abhängigkeit 
reagierten, sondern die Vorstellung ei
ner alternativen Gesellschaftsordnung 
mit spezifischen politischen, kulturellen, 
auch religiösen Traditionen der Region 
bzw. des Landes vermischt haben. 

3. Der Kapitalismus ist »kein fester
Kristall, sondern ein umwandlungsfähi
ger und im Prozeß der Umwandlung be
griffener Organismus«4• Seine ge
schichtliche Dynamik wird einerseits 
durch die Produktivkraftentwicklung, 
durch die Verwertungsbedingungen des 
Kapitals sowie durch den jeweiligen 
Grad der Internationalisierung von Pro
duktion und Austausch (Weltmarkt) -
andererseits durch die (sich ebenfalls ge
schichtlich verändernden) nationalen 
und internationalen Kräftekonstellatio
nen von Kapital und Arbeit bestimmt. 

Daraus folgt zunächst, daß die Ent
wicklung des Kapitalismus diskontinu
ierlich und krisenhaft verläuft. Die Ge
schichte der »großen Krisen« bzw. der 
»langen Wellen« seit dem 19. Jahrhun
dert kann hier nicht im Detail rekonstru
iert werden. Dennoch ist für alle diese
Krisen charakteristisch, daß unter dem
Druck der sich verschlechternden Kapi
talverwerLUngsbedingungen ein Bruch
mit »tradierten Formen der gesellschaft
lichen Entwicklung« sich vollzieht und
zugleich eine politische Auseinanderset
zung um die »Restrukturierung von For
men« ausgetragen wird, »in den sich die
gesellschaftlichen Widersprüche zu ent
falten vermögen« 5• In den 80er Jahren
hat sich sehr deutlich gezeigt, daß die
sozialökonomische, technologische und
politische Entwicklung wesentlich
durch die Aufgabe bestimmt war, die
Kapitalakkumulation an die neuen An
forderungen der Technologie- und Wis
senschaftsentwicklung sowie der Welt
marktkonkurrenz anzupassen (Moderni
sierung) und dabei jene politischen Re
gulationsformen zu beseitigen bzw. zu 
»deregulieren«, die in der Nachkriegs
periode sowie in der darauf folgenden
Prosperitätsphase des internationalen
Kapitalismus in der Form eines »Klas
senkompromisses« institutionalisiert
worden waren (Sozialstaat, starke ge
werkschaftliche Machtposititionen auf
dem Felde der Tarifpolitik und der be
trieblichen Interessenvertretung - zu
mindest in den industriellen Kernsekto
ren der Wirtschaft).

Daraus folgt weiterhin, daß auch »der 
Kapitalismus« kein einförmiges, gleich
sam konturloses Wirtschafts- und Ge
sellschaftssystem, sondern ein Weltsy
stem bildet, das in Regionen und Staaten 
vielfältig gegliedert und differenziert ist. 

In diesem System wirken Beziehungen 
der strukturellen Abhängigkeit, der Hie
rarchisierung und der Macht, die ihrer
seits durch die Konkun-enzpositionen 
kapitalistischer Nationen auf dem Welt
markt bestimmt werden. Dazu kommt, 
daß die »Binnenausstattung« dieser Na
tionen - insbesondere im Hinblick auf 
deren »soziale Dimension« -äußerst un
terschiedlich gestaltet ist - als ein Resul
tat sowohl der ökonomischen Potenzen 
als auch der politischen Traditionen und 
der Kräftekonstellationen der Klassen. 
So ist die Bedeutung des Sozialstaates 
für den Kapitalismus in Westeuropa -
vor allem nach dem zweiten Weltkrieg 
-eben auch ein Resultat der starken Po
sitionen von Parteien der Arbeiterbewe
gung und von Gewerkschaften in der
Tradition der sozialistischen Arbeiterbe
wegung.6

5Vor diesem -freilich nur grob skiz
zierten - Hintergrund lassen sich 
schon einige strukturelle Schwä

chen in der Argumentation von Dieter 
Wunder benennen: 
■ Die von ihm vorgenommene Entgc
gensetzung von Kapitalismus und Sozia
lismus blendet die Geschichte sowie die
Analyse der sozialökonomischen Reali
tät weitgehend aus. Sie handelt also von
Ideen, Leitbildern, Vorstellungen etc ..
Dabei bedient sie sich eines grob verein
fachenden Schematismus, dessen (frei
lich pessimistisch gewendeten) Prämis
sen eher die geschichtsmetaphysischen
Lelu·sätze aus Histomat-Schulungsmate
rial denn die Vielfalt der Widerspruchs
und Konfliktkonstellationen in der heu
tigen »Weltgesellschaft« zum Bezugs
punkt nimmt.
■ Ein solcher Schematismus liegt letzt
lich auch der derzeit so populären Phrase
vom »Sieg des Kapitalismus« und von
der welthistorischen »Niederlage des
Sozialismus« zugrunde. Richtig ist na
türlich, daß in der Systemkonkurrenz
zwischen den hochentwickelten kapita
listischen Metropolen in den USA,
Westeuropa und Japan und den soziali
stischen Staaten Ost- und Mitteleuropas
der Westen sich als ökonomisch und po
litisch überlegen erwiesen hat. Der Sturz
der kommunistischen Machtapparate
und Regierungen, der Ruf nach Freiheit
und Marktwirtschaft markiert in der Tat
das Ende einer Epoche der Systemkon
kurrenz (historische Analogien sind na
türlich stets fragwürdig; gleichwohl
könnte in diesem Zusammenhang an den
Zusammenbruch des ersten frühbürger
lichen Revolutionszyklus am Ende des

15./ Anfang des l 6. Jahrhunderts, beson
ders in den Städten Oberitaliens, die vor 
der Feudalmacht Spanien kapitulieren
mußten, gedacht werden 7.

Diese politischen und ideologischen 
Prozesse stehen allerdings in einem en
gen Zusammenhang mit der ökonomi
schen und sozialen Krise des »realen So
zialismus«, die im vergangenen Jahr
zehnt zu einer kontinuierlichen Ver
schlechterung der Arbeits- und Lebens
bedingungen sowie der Versorgung der 
Volksmassen geführt hat. Die »soziale 
Dimension« dieses Umbruchs wird-oh
ne daß wir den Gang der Ereignisse ex
akt voraussagen können -auch für des
sen schließliche Resultate wesentlich 
sein. Mit anderen Worten: Die Ausein
andersetzungen um die neuen politi
schen und wirtschaftlichen Strukturen 
(Demokratie plus Marktwirtschaft) wer
den nicht nur davon abhängen, wie viele 
McDonalds-Buden installiert werden. 
Vielmehr wird der Inhalt dieser Ausein
andersetzungen auch in wachsendem 
Maße durch die Frage bestimmt sein, ob 
die Massenarbeitslosigkeit ansteigt und 
das soziale Elend zunimmt, welche so
zialen Sicherungssysteme errichtet wer
den, welche Mitbestimmungs- und Ge
genmachtpositionen die arbeitende Be
völkerung und die Gewerkschaften hal
ten oder neu erobern. 

Ein Blick auf die Geschichte der neu
zeitlichen Revolutionen läßt übrigens 
schnell erkennen, daß es ganz falsch wä
re, deren geschichtliche Wirkungen auf 
die erste Phase des Sturzes des Ancien 
Regime zu verengen. Der Revolutions
zyklus verläuft in verschiedenen Phasen. 
Nach der Welle der euphorischen Begei
sterung über den Sturz des alten Systems 
folgen stets Perioden der Desillusionie
rung und Ernüchterung -auch im Mas-

senbewußtsein. In solchen Perioden for
miert sich nicht nur die Konterrevolu
tion, sondern tritt zugleich die Proble
matik der Stabilisierung der Revolution 
- und vor allem ihrer sozialen Resultate
- ins Zentrum der Auseinandersetzun-
gen und der Parteibildungen. 

Obwohl der derzeitige Revolutions
zyklus im Osten eigenen geschichtlichen 
Gesetzen folgt, wird sich die Frage nach 
dem »Ende« des Sozialismus erst dann 
entscheiden, wenn die Auseinanderset
zungen um die soziale und demokrati
sche Ausgestaltung dieser Länder be
stimmend wird. In der Gestalt des stali
nisierten Marxismus-Leninismus wird 
der Sozialismus wohl kaum wieder auf
erstehen. Es ist auch nur sehr schwer 
einzuschätzen, ob die kollektive oder 
auch individuell-biographische Erfah
rung von relativer sozialer Sicherheit 
und Gleichheit, oftmals auch die Erfah
rung von sozialem Aufstieg und von in
dividueller Qualifizierung (vor allem in 
ehemals extrem rückständigen Agrarge
sellschaften) für die Zukunft als partiell 
lebendiger Bezugsrahmen für die Ge
staltung der gesellschaftlichen Verhält
nisse fortwirkt oder durch individuelle 
Konsumorientierung, Religion und Na
tionalismus vollständig verdrängt wird. 
Auf jeden Fall stehen diese Länder vor 
der Bewältigung riesiger sozialer Pro
bleme, die sich durch ihre Öffnung zur 
kapitalistischen Marktwirtschaft und 
zum Weltmarkt eher noch verschärfen 
werden. 

Die Zukunft des Sozialismus liegt da
her keineswegs in den Trümmern des 
»realen Sozialismus« begraben. Sie wird
dann Konturen gewinnen, wenn der So
zialismus nicht mehr gewaltsam an real
existierenden »Modellen« oder an blo
ßen »Leitideen« gemessen wird, son-

dem wenn der »reale Kapitalismus« mit 33 
der Herstellung der Marktfreiheiten zu
gleich soziale Widersprüche erzeugt, de-
ren Bearbeitung und Überwindung star-
ke Gegenbewegungen und -kräfte auf 
seiten der arbeitenden Bevölkerung er
fordern, die auch im politischen Raum 
einen Ausdruck finden müssen. Auf län-
gere Sicht werden solche Gegenbewe
gungen kaum durch den »Export der so
zialen Probleme«, d.h. durch Übersied-
lung und Auswanderung - allgemein: 
durch eine neue Stufe der Internationali
sierung der Arbeitsmärkte, vor allem in 
Westeuropa - zu dämpfen sein, zumal 
diese Prozesse schon jetzt die Arbeits-
und Lebensbedingungen der Arbeitneh-
mer in den westeuropäischen Ländern 
zu destabilisieren drohen. 
■ Über diese Gedanken zur Zukunft des
Sozialismus mag und wird gestritten 
werden. Dennoch führen sie uns zu einer 
zweiten, noch gravierenderen Schwäche 
in der Argumentation von Dieter Wun
der, die mit seinem völlig abstrakten Ka
pitalismus-Beg1iff zusammenhängt. 
Wenn er sagt, daß der Zusammenbruch 
des »realen Sozialismus« der Kapitalis
muskriti.k der Gewerkschaften im We
sten den Boden entziehe und dazu ein 
»dritter Weg nur dem Namen nach« exi
stiere, dann bereitet er nun tatsächlich
(gewiß entgegen seiner Intention, die ja
auf eine Reformulierung von Leitideen
des gewerkschaftlichen Selbstverständ
nisses zielt) den Boden· für jene Argu
mentation vor, die - übrigens schon in
der Vergangenheit -jede Kapitalismus
kritik mit dem »realen Sozialismus«
identifizierte (und deshalb nur zu oft kri
minalisierte) und von den Gewerkschaf
ten ein uneingeschränktes Bekenntnis
zum bestehenden wirtschaftlichen und
politischen System (Marktwirtschaft
plus Demokratie) verlangte.

Gewerkschaftliche Kapitalismuskri
tik, die den Interessengegensatz von Ka
pital und Arbeit zum Bezug hat, gewinnt 
ihre Legitimation überhaupt nicht in er
ster Linie aus »Leitideen« über ein alter
natives, sozialistisches Gesellschafts-

4 Karl Marx: Das Kapital. Erster Band, MEW 
23, S. 16. 

5 Elmar Altvater: Der Kapitalismus in einer 
Fom1krise. In: ders. u.a.: Aktualisierung Marx', 
Berlin I 983, S. 80 ff., hier S. 97. � 6 Vgl. dazu auch die sozialgeschichtlich verglei- ..;. 
chende S1udie von Hanmut Kaelblc: Auf dem Weg er, 
zu einer europäischen Gesellschaft. Eine Sozialge- ::::> 
schichte Westeuropas 1880- 1980, München 1987. � 7 Vgl. dazu Frank Deppe: Niccolo Machiavelli. :::::i 
Zur Kritik der reinen Politik, Köln I 987, bes. Kap. c( 
fll: Der Aufstieg und Niedergang von Florenz, S. § 122 ff. er, 
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modell, sondern aus der Erfahrung jener 
gesellschaftlichen und geschichtlichen 
Realität, die durch diesen Interessenge
gensatz charakterisiert ist. Der logische 
und geschichtliche Ausgangspunkt ge
werkschaftlicher Interessenvertretung 
ist stets mit der Erkenntnis verbunden, 
daß sich die Lohnarbeiterinnen zu einer 
»gesellschaftlichen Macht« assoziieren
müssen, um kollektiv und organisiert
dem Kapital eine Verhandlungs- und
Handlungsmacht (bis zum Mittel des Ar
beitskampfes) entgegenzusetzen, ohne
die eine Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen (im Sinne grundle
gender gewerkschaftlicher Schutzfunk
tionen) - auch auf dem Boden der beste
henden kapitalistischen Verhältnisse -
nicht zu erreichen ist. Interessenvertre
tung ohne Gegenmacht ist unmöglich.
Selbst die sozialprutnerschaftliche Form
der lnteressenve11retung setzt Gegen
macht insofern voraus, als sie nur in ei
nem System von Institutionen und
Rechtsnormen stattfinden kann, das sei
nerseits ein geschichtliches Resultat von
harten Klassenkämpfen gewesen ist
(z.B. die Mitbestimmung).

Gleichwohl geht es hier nicht um ab
strakte »Ableitungen«, sondern um reale 
gesellschaftliche und geschichtliche 
Prozesse. Derjenige Kapitalismus, von 
dem Dieter Wunder sagt, daß er heute 
ohne Alternative sei, oder sagen wir: der 
heute das Potential antikapitalistischer 
Politik und der sozialistischen Alternati
ve weitgehend neutralisie11 bzw. absor
biert hat - dieser Kapitalismus ist nicht 
der »Kapitalismus im allgemeinen«, 
sondern eine historisch bestimmte Ent
wicklungsfon11 des Kapitalismus, die 
sich nach 1945 in Westeuropa- und hier 
wiederum vor allem in den skandinavi
schen Ländern, in der BRD und in Öster
reich - herausgebildet hat. Seine wich
tigsten Merkmale sind: ein hohes Kon
sumniveau (das seinerseits kontinuierli
che Reallohnsteigerungen und wirt
schaftlich es Wachstum zur Vorausset
zung hat), dabei: eine qualitative Verän
derung der Strukturen des Konsums zum 
a) Automobil (und der da111it verbunde
nen »Automobilkultur«) und b) zu An
geboten der Kultur-, Freizeit- und
Dienstleistungsindustrien (Kommunika
tion, Tourismus usw.). Schließlich ge
hö11 zu diesen Merkmalen ein relativ
entwickeltes Niveau der sozialstaatli
chen Regulierung bzw. Abfederung von
sozialen Risiken und des Zugangs zu
Institutionen der Bildung und Kultur.

Dieser Entwicklungstyp des Kapita
lismus, der offensichtlich für viele Men
schen in Mittel- und Osteuropa derzeit 
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die Funktion eines vorbildlichen Mo
dells hat (Marktwirtschaft plus Sozial
staatlichkeit), ist erstens das geschichtli
che Resultat von Klassenkämpfen und 
des Wirkens einer - im Vergleich zu den 
USA und zu Japan - starken gewerk
schaftlichen und politischen Arbeiterbe
wegung in Westeuropa (das gilt nicht 
nur für die » Weichenstellungen« nach 
1945, sondern vor allem auch für die 
Ergebnisse der Klassenauseinanderset
zungen etwa zwischen 1965 und 1975). 
Zweitens ist dieser Entwicklungstyp kei
neswegs so stabil und alternativlos, wie 
es derzeit im Spiegel des Zusammen
bruchs des »realen Sozialismus« er
scheinen mag. Die Erfahrungen des ver
gangenen Jahrzehnts - kurz: die Anpas
sung der Akkumulationsbedingungen 
des Kapitals an die Krisenprozesse so
wie an die Weltmarktkonkurrenz, mit 
der Folge der Massenarbeitslosigkeit so
wie der neokonservativ-liberalen An
griffe auf den Sozialstaat und die Macht
positionen von Gewerkschaften - diese 
Erfahrnngen haben deutlich werden las
sen, daß die Geschichte des Kapitalis
mus und seiner Widersprüche in seiner 
heutigen Gestalt (z.B. in der BRD) kei
neswegs zum Stillstand gekommen ist. 
Darüber hinaus hat gerade diese jüngste 
Entwicklungsetappe des Kapitalismus 
den Sachverhalt bestätigt, daß das Ge
genmachtpotential der Gewerkschaften 
einen wesentlichen Faktor für die relati
ve Stabilität sozialstaatlicher Regulie
rungsformen bildet. In den Ländern, wo 
Gewerkschaften schwach sind bzw. er
heblich geschwächt wurden, dort wurde 

eben auch das »soziale Antlitz« des Ka
pitalismus radikal demontiert (USA, 
GB) - ganz zu schweigen von denjeni
gen Ländern, in denen (z.B. in Latein
amerika, in Südafrika oder in den osta
siatischen Schwellenländern) autonome 
Gewerkschaften - wie die Arbeiterbe
wegung insgesamt - unterdrückt wer
den. 

Schließlich sei daran erinnert, daß der 
westeuropäische Kapitalismus, den Die
ter Wunder zum »allgemeinen Kapitalis
mus« stilisiert, Teil eines kapitalisti
schen Weltsystems ist, in dessen südli
chen Randregionen (in denen die Mehr
heit der Weltbevölkerung lebt) sich Kri
senprozesse, Massenelend, politische 
Unterdrückung und irreversible ökologi
sche Schädigungen konzentrieren. Jeder 
Begriff von Kapitalismus, der neben der 
Ost-West-Perspektive nicht auch die 
Nord-Süd-Perspektive mit einbezieht, 
wird unscharf und falsch - vor allem 
auch im Hinblick auf die Frage nach den 
notwendigen und möglichen Alternati
ven. Es ist daher kein Zufall, daß heute 
Sprecher der »Theologie der Befreiung« 
in Lateinamerika eher vom Sozialismus 
- als einer sozialen und politischen Be
wegung zur Überwindung dieser Wider
sprüche - sprechen als westdeutsche So
zialdemokraten, die angesichts des Zu
sammenbruchs des »realen Sozialis
mus« keine Alternative zum real existie
renden Kapitalismus mehr zu erkennen
vermögen.

6Karlheinz Blessing vom Vorstand 
der IG Metall weist in einer Replik 
auf Dieter Wunder 8 »entschieden ...

jede Gleichsetzung oder Analogie von 
>realem Sozialismus< und demokrati
schem Sozialismus« zurück. Die Re
fotmpolitik des »dritten Weges« zwi
schen Manchester-Kapitalismus und ei
ner staatsbürokratischen, zentralen Plan
wirtschaft zielt gerade nicht auf eine »al
ternative Gesellschaftsordnung«, son
dern - nach Eduard Heimann - auf den
»Einbau des sozialen Gegenprinzips in
die Architektur des Kapitalismus«. Eck
punkte dieses »dritten Weges« sind:
Mitbestimmung, Demokratisierung der
Wirtschaft, Ausbau des Sozialstaates,
gewerkschaftliche Gegenmacht mit Ta
rifautonomie und StJ"eikrecht sowie die
Verwirklichung der Grundwerte Frei
heit, Gerechtigkeit und Solidarität in al
len Lebensbereichen. Die Gewerkschaf
ten, die diesen Weg ve1folgen, haben
daher aufgrund des Zusammenbruchs
der Länder Osteuropas keinen Revi
sionsbedarf ilu·er Programmatik. Im Ge-

genteil- mit Willy Brandt sieht Blessing 
in diesen Ländern die» Wirklichkeit zum 
sozialdemokratischen Gedanken drän
gen«. 

Blessing hat recht, wenn er die verein
fachende »Gegenüberstellung ... von Ka
pitalismus und ,realem Sozialismus< als 
einzig existierenden Gesellschaftsmo
dellen« als den prinzipiellen Schwach
punkt in der Argumentation von Dieter 
Wunder scharf kritisiert - und in diesem 
Zusammenhang darauf aufmerksam 
macht, daß sich der Kapitalismus auf
grund der Gegenmacht und der Kämpfe 
der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewe
gung historisch gewandelt und regional 
ausdifferenziert hat. Allerdings unter
laufen auch ihm bei der Bewertung der 
Resultate dieser Kämpfe im Geiste des 
»dritten Weges« einige Fehleinschät
zungen, die ihrerseits Schatten auf den
im hellem Licht erstahlenden »demokra
tischen Sozialismus« fallen lassen:
■ Die Behauptung, »daß die Arbeits
kraft weitgehendst ihren Wru·encharak
ter verloren hat« (S. 4), dürfte nicht nur
verbohrte Marxisten erstaunen. lnuner
hin gab es Mitte 1989 in den 6 größten
kapitalistischen Industriestaaten ca. 17
Millionen offiziell registrierte Arbeitslo
se. Daß auch die schnelle Ausdehnung
der sog. prekären oder ungeschützten
Beschäftigungsverhältnisse - vor allem
für Frauenarbeit im Dienstleistungssek
tor - gerade die Disponibilität der Ware
Arbeitskraft für die Bedürfnisse der Ka
pitalverwertung zum Ausdruck bringt,
sei nur am Rande erwähnt.
■ »Wo die soziale Idee Platz greift, ist
die kapitalistische Herrschaft außer 
Kraft gesetzt«. Als Beispiele nennt Ries
sing »Lohnfindung, Arbeitszeit und Ar
beitsbedingungen, ... die im modernen 
Sozialstaat nicht mehr der kapitalisti
schen Konkurrenz, sondern der Ver
handlungsmacht der Gewerkschaften 
(unterliegen)« (S. 5). Natürlich modifi
zieren Tarifverträge und starke, hand
lungsfähige Gewerkschaften die Ver
laufsformen der kapitalistischen Kon
kurrenz. Dennoch bedeutet dies weder 
eine Ausschaltung der Konkurrenz noch 
- und das ist der wesentliche Gesichts
punkt - der durch die Konkurrenz ver
mittelten Akkumulationsstrategien des
national und international operierenden
Kapitals.

Die Welle der technologischen Inno
vation und Rationalisierung, der Fusio
nen und Konzentrationsbewegungen hat 
doch gerade in den vergangenen Jahren 
besonders deutlich werden lassen, wie 
die betriebliche und tarifpolitische Inter
essenvertretung - und vor allem deren 

Gestaltungsfähigkeit im Sinne von Ge
genmacht - durch den Modernisierungs
druck, der vom »Sachzwang Welt
markt« ausgeht, in die Defensive gerät 
-und wie der Zusammenhang von Flexi
bilisierung (in Bezug auf Lohnfindung,
Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen)
und Verbesserung der Position der Un
ternehmen oder der Branche im interna
tionalen Wettbewerb den Gewerkschaf
ten und den Betriebsräten aufgezwungen
wird, womit zugleich die Grenzen ilu·er
Verhandlungsmacht offenbar werden
und der Satz eines Klassikers der Kritik
der politischen Ökonomie aus dem 19.
Jahrhunde11 sich wieder einmal bestä
tigt, daß »die Größe der Akkumulation
... die unabhängige Variable (sei), die
Lohngröße dagegen die abhängige, nicht
umgekehrt!« (MEW 23, S. 648).

Die Überschätzung der Außerkraft
setzung kapitalistischer Herrschaft 
durch Sozialstaat und gewerkschaftliche 
Gegenmacht als zentrale Bausteine des 
»demokratischen Sozialismus« steht
freilich in einem engen Zusammenhang
mit einer grundlegenden Widerspruchs
problematik, die in der Geschichte des
»demokratischen Sozialismus« - zumal
in Deutschland - immer wieder aufge
brochen ist. Die SPD muß Mehrheits
und Regiernngspartei werden - so lautet
die wichtigste politische Botschaft des
»demokratischen Sozialismus« seit der
Weimarer Republik (und daher rührt
dann auch die herausgehobene Bedeu
tung der Wahlkämpfe für die sozialde
mokratische Arbeiterbewegung). Wurde
dieses Ziel erreicht, wurden die großen
Projekte des »demokratischen Sozialis
mus« (z.B. das Progranun der »Wirt
schaftsdemokratie«) zumeist auf dem
Altar der Koalitionspolitik geopfert.
Wichtiger noch - die SPD als Regie
rungspartei scheiterte zweimal an den
großen Krisen des Kapitalismus: zuerst
1930 an der Weltwirtschaftskrise 1929
ff.; danach ru1 den Folgen der Weltwirt
schaftskrise 1974/75, die die sog. Re
fo1mphase der sozialliberalen Koalition
(Regierung Brandt/ Scheel) abrupt been
dete, und schließlich die konservative
»Wende« von 1982 im Gefolge der er
neuten Weltwi11schaftskrise 1980-82.

Daß die objektiven Krisenprozesse in 
der kapitalistischen Weltwirtschaft der 
staatlichen Politik Handlungszwänge 
auferlegen (z.B. leere Kassen und 
Staatsverschuldung, Inflation, Ver
schlechterung der Wettbewerbsposition, 
Anstieg der Arbeitslosigkeit usw.), war 
noch immer in solchen Situationen ein 
machtvolles Argument von sozialdemo
kratischen Kanzlern und Ministern, das 

die im Geiste des »demokratischen So- 35 
zialismus« verfaßten Partei- und Regie
rungsprogramme schnell zur Makulatur 
werden ließ. Einige Kolleginnen und 
Kollegen werden sich vielleicht noch 
daran erinnern, daß insbesondere die ak
tiven Gewerkschafter (gerade diejeni-
gen, die der SPD angehörten) über diese 
Verabschiedung sozialdemokratischer 
Regierungspolitik von der Programma-
tik des »demokratischen Sozialismus« 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
maßlos enttäuscht waren. Ebenso ent
täuscht sind übrigens auch die meisten 
spanischen Gewerkschafter - von der 
UGT wie von den Comisiones Obreras 
(CC.OO.) -, die lange noch die Hoff
nung hatten, daß die Alleinregierung der 
sozialistischen PSOE unter Felipe Gon
zaies die Modernisierung und Entwick-
lung Spaniens im Geiste des »demokra
tischen Sozialismus« vorantreiben wür-
de. Kurzum: Eine kritische Bilanz der 
Geschichte und des Wirkens des »demo
kratischen Sozialismus« kann sich nicht 
mit Leerfon11eln (»so prozeßhaft und 
dialektisch läuft Reformpolitik ab«) aus 
der theoretischen und praktischen Beru·
beitung eines Problems herausmogeln, 
das nun in der Tat für die Zukunft eines 
sozialistischen,· »dritten Weges« von 
entscheidender Bedeutung ist: wie näm-
lich bei Ausnutzung der Produktivitäts
vorteile, die durch das Wirken von 
Markt- und Konkurrenzbeziehungen er
zielt werden, eine autonome gesell
schaftliche - und damit auch politische 
(demokratische) - Kontrolle über das 
Wirtschaftswachstum ausgeübt werden 
kann, die einerseits die Krisentendenzen 
der kapitalistischen Weltökonomie auf
hebt und andererseits eine Verteilung 
der Wachstums- und Produktivitätsge
winne nach Kriterien der sozialen Ge
rechtigkeit und der Sozialstaatlichkeit 
gewährleistet? 

7Wenn aber nun - und darüber 
scheint tatsächlich ein außerordent
lich breiter Konsensus zu bestehen 

- in den Gewerkschaften eine Sozialis
mus-Debatte geführt werden soll, dann
sollte diese zunächst einmal die falsche
Prämisse korrigieren, daß es in der bis
herigen Geschichte der DGB-Gewerk
schaften eine fest umrissene, offen arti-

o

kulierte Sozialismus-Konzeption - cn
� 

8 Karlheinz Blessing: »Die Wirklichkeit drängt 
zum demokratischen Sozialismus« - Eine Replik 
auf Dieter Wunder, in: Gewerkschaftliche Monats
hefte, 1/ 1990, S. 2 ff. 
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36 gleichsam als Leitidee zumindest des 
linken Flügels der DGB-Gewerkschaf
ten für die betriebliche und tarifpoliti
sche Interessenvertretung - gegeben ha
be. Sozialismus-Debatten haben in 
Randbereichen oder außerhalb der Ge
werkschaften stattgefunden. Dafür gab 
und gibt es verschiedene Ursachen: 
■ Die l 949 gegründete Einheitsgewerk
schaft ist nach ihrem Anspruch keine
sozialistische oder sozialdemokratische
Richtungsgewerkschaft. Das letzte, so
zialistische Programm wurde vom da
maligen ADGB 1929 unter dem Titel
» Wirtschaftsdemokratie« verabschie
det. Für die Programmgeschichte des
DGB (1949, 1963 und 1981) spielt der
Bezug auf diese Tradition zweifellos ei
ne wichtige Rolle. Gleichwohl hat sich
diese Programmatik mit der starken Her
vorhebung des Mitbestimmungsgedan
kens (»Demokratisierung der Wirt
schaft«), der Sozialstaatskonzeption so
wie von gesellschaftspolitischen Refor
men, die auf staatliche Interventionen
zugunsten von Beschäftigung, Qualifi
zierung, soziale Sicherungen, Ausbau
von Arbeitnehmerrechten, Umwelt
schutz u.a.m. gerichtet sind, weitgehend
von der Tradition sozialistischer Pro
gramme, die einen alternativen Gesell
schaftsentwu1f präsentieren, abgelöst.
Allenfalls in der FAZ oder in Kommen
taren der Unternehmerverbände wurden
diese Programme als sozialistisch bzw.
als »kryptosozialistisch« (weil sie nicht
bedingungslos auf dem Boden markt
wirtschaftlicher Ideologien stehen) qua
lifiziert. Die Linke in den Gewerkschaf
ten hat solche Programme wesentlich
unter zwei Aspekten bewertet: a) als
Ausdruck eines gemeinsamen politi
schen Willens der verschiedenen poli
tisch-weltanschaulichen Strömungen in
der Einheitsgewerkschaft, b) als Platt
formen des notwendigen Kampfes um
den Schutz der Arbeitnehmerinteressen
und um gesellschaftspolitische Refor
men, der das Klassenbewußtsein ent
wickelt und insofern auch in den Ge
werkschaften die Bedingungen für die
Diskussion von programmatischen Al
ternativen zum real existierenden Kapi
talismus verbessert.
■ Dennoch waren Sozialismus-Debat
ten in den DGB-Gewerkschaften stets 
einem beträchtlichen politischen und ad
ministrativen Druck ausgesetzt, der die 
Entfaltung eines Pluralismus verschie
dener Standpunkte und strategischer 
Orientierungen (auf der Basis gemein
sam anerkannter Prinzipien und Ziele 
der Einheitsgewerkschaft) immer wie
der blockierte. Das Schicksal der Grup-

FORUM GEWERKSCHAFTEN 

pe um Viktör Agartz in den 50er Jahren 
steht gleichsam exemplarisch für jene 
administrative Ausgrenzung linkssozia
listischer Positionen, bei der der Druck 
des Kalten Krieges sowie der herrschen
den politischen und ideologischen Ap
parate im DGB und der Mehrzahl der 
Einzelgewerkschaften internalisiert 
wurde. Argwöhnisch wurden in den 70er 
Jahren Ansätze einer Sozialismus-De
batte in der Gewerkschaftsjugend (aber 
auch bei politischen Jugendverbänden, 
deren Debatten in die Gewerkschaften 
zurückwirkten) verfolgt. Der Verdacht 
der »Unterwanderung« war meist 
schneller zur Hand als eine offene und 
kontroverse Diskussion über strategi
sche Grundsatzfragen und ve1festigte so 
immer wieder jenes Klima der Halblega
lität, in dem Pluralismus sich nicht zu 
artikulieren ve1mag. 

Und schließlich sei daran erinnert, 
wie unendlich schwerfällig und abwei
send zunächst weite Teile der Gewerk
schaften auf die von den »neuen sozialen 
Bewegungen« (Ökologie-, Frauen-, 
Friedensbewegung) seit dem Ende der 
70er Jahre politisierten Themen reagie11 
haben. Daß die empirische Jugendfor
schung in den 80er Jahren ei_nen be
trächtlichen Vertrauensverlust der Ge
werkschaften in den jüngeren Alters
gruppen ermittelte, war auch ein Resul
tat dieser Unbeweglichkeit. »Junge 
Lohnabhängige assoziieren mit Gewerk
schaften vor allem eine bürokratische 
Großorganisation, die sich in ilu·en Ziel
setzungen, nicht aber in ihren Strukturen 
von anderen Bürokratien unterschei
de«.9 

8Diese knappen Bemerkungen über 
die politische Kultur der DGB-Ge
werkschaften, die innergewerk

schaftliche Sozialismus-Debatten eher 
behindert hat, führen jedoch zu einer 
grundsätzlichen Problematik, die die 
Beziehung zwischen dem Zusammen
bruch des »realen Sozialismus« und dem 
Selbstverständnis der Gewerkschaften 
unvermeidlich berührt, aber in der bishe
rigen Diskussion noch nicht thematisiert 
wurde. Die Krise des »sowjetischen Mo
dells« ist zugleich die Krise eines politi
schen Organisationsmodells der Arbei
terbewegung, dessen geschichtliche 
Wurzeln weit zurückreichen (bis in die 
II. Internationale und die deutsche So
zialdemokratie vor 1914). Deren Politik
begriff war staats- und organisations
fixiert. Dafür gab es zahlreiche ge
schichtliche Gründe. Daß die Disziplin
der Fabrikarbeit und der Armee das Or-

garusations- und Kampfverständnis der 
revolutionären Arbeiterbewegung be
einflußten, war zugleich ein Reflex ob
jektiv vorgegebener gesellschaftlicher 
und politischer Handlungsbedingungen. 
Gleichwohl hat die Verfestigung der Or
ganisation nach dem Modell einer zen
tralisierten, von oben geführten Klassen
bewegung notwendig Deformationen 
hervorgebracht, die entweder in der Ver
selbständigung bürokratischer Apparat
strukturen oder in der rigiden Ablehnung 
von Spontaneität, Selbsttätigkeit »von 
unten«, innerorganisatorischer Demo
kratie und demzufolge von basisdemo
kratischen Strukturen erscheinen mußte. 
(In diesem Zusammenhang wäre auch 
zu fragen, inwieweit der männliche und 
paternalistische Charakter der Arbeiter
bewegung -mit dem sich z.B. die klassi
schen Industriegewerkschaften nicht nur 
in der BRD bis heute so schwer tun -
nicht eng mit diesem Politik-, Macht
und Organisationsbegriff verflochten 
ist!). 

Der Stalirusmus, als eine »exzessiv 
machtorientierte« Deformation der Dik
tatur des Proletariats 10 war gewiß die
extremste Form bürokratischer Diktatur, 
die durch die Verschmelzung von Partei
herrschaft und Staatsgewalt die Gesell
schaft einer rigiden, bis zum Te1rnr ge
steigerten politischen und ideologischen 
Kontrolle unterwarf (scheinlegitimiert 
durch den Anspruch, daß eine sozialisti
sche Gesellschaft durch diese Diktatur 
überhaupt erst entwickelt werden müs
se). Auf diese Weise wurde dauerhaft -
auch als nicht melu· abzuschüttelnde 
Erbschaft für die spätstalinistischen Sy
steme die von Marx und Engels ent
worfene, aber auch von Lenin vertretene 
Perspektive der »Zurücknahme des 
Staates in die Gesellschaft«, als einer 
Entstaatlichung der Gesellschaft durch 
»Selbstverwaltung«, verschüttet. Die
»Doppelkrise«, von der die Sowjetunion
seit den späten 70er Jalu·en erfaßt wurde,
resultierte daher einerseits aus der öko
nomischen Stagnation; andererseits trat
nunmehr der »Rückzug« der - im Ver
gleich zu den 30er Jalu·en sehr viel ent
wickelteren und in sich differenzierten
-Gesellschaft vom Staat und der durch
die Parteiideologie fixierten Öffentlich
keit in der Form des moralischen Ver
falls (Alkoholismus, Kriminalität, Ju
gendbanden usw.) an die Oberfläche. 11 

Selbstverständlich gibt es keinen di
rekten, inneren Zusammenhang zwi
schen dem Stalinismus und den gewerk
schaftlichen Organisationsfon11en in den 
entwickelten kapitalistischen Gesell
schaften Westeuropas. Dennoch ist in 
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den Diskussionen der westeuropäischen 
Linken über die Krise des traditionellen 
sozialistischen bzw. kommunistischen 
Politik- und Organisationskonzeptes 
schon seit langem - z.T. über heftige 
innere Kontroversen - auf die Überlebt
heit eines Organisationsmodells auf
merksam gemacht worden, das an der 
straff organisierten, zentralistisch ge
führten Organisation festhielt, die zwi
schen Staat und bürgerlicher Gesell
schaft systemkritische Interessen bün
delt und in der Auseinandersetzung um 
die politischen Machtverhältnisse ver
tritt. Gerade die Ausdifferenzierung der 
Interessen und Bedürfnisse in der bür
gerlichen Gesellschaft hat auch bei Tei
len der traditionellen Linken die Einsicht 
gefördert, »daß von nun an eine politi
sche Praxis zum Scheitern verurteilt ist, 
die in nicht ausreichendem Maße den 
Individuen die Mittel an die Hand gibt, 
die Parzellierung und die undurchdring
liche Abhängigkeit zu überwinden und 
ihr Verlangen nach Neugestaltung ihrer 
Persönlichkeit und nach transparenter 
Autonomie in die Aktion einzubringen, 
um die gesellschaftlichen Verhältnisse, 
von denen direkt ihr Leben abhängt, zu 
transformieren.« 12

9Die Sozialismus-Diskussionen in 
der westeuropäischen Linken haben 
freilich nicht allein die »Organisa

tionsfrage« zum Gegenstand. Schon lan
ge hat sich diese Diskussion von »Mo
dellen« verabschiedet, die die Verwirk
lichung einer alternativen, sozialisti
schen Gesellschaft etwa nach dem Vor
bild der russischen Oktoberrevolution 
des Jalu·es 191 7 konzipieren. Daß der 
Kapitalismus an seinen inneren ökono-

mischen Widersprüchen zusammen
bricht, die Arbeiterklasse sich in solchen 
Krisen radikalisiert und zu einem revo
lutionären Handlungssubjekt homogeni
sie1t und andere Klassen und Schichten 
mit sich reißt, daß eine Avantgarde-Par
tei als Ergebnis eines Bürgerkrieges die 
politische Macht ergreift, mit der Errich
tung der Diktatur des Proletariats, die 
auf ein Rätesystem gegründet ist, den 
alten Staats- und Machtapparat zer
schlägt, um dann zur Aufuebung des Pri
vateigentums an den Produktionsmitteln 
und zur zentralisierten Planung der wirt
schaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklung überzugehen - von solchen 
Geschichtsmythen hat sich die Sozialis
mus-Diskussion in den hochentwickel
ten kapitalistischen Gesellschaften 
schon seit Jalu·zehnten entfernt (wobei 
es natürlich aufschlußreich wäre zu ana
lysieren, warum solche Mythen in der 
Auflösungs- und Parteigründungsphase 
der Studentenbewegung nach 1969 eine 
lebhafte Renaissance erlebten!). 

Selbstverständlich kann hier nicht sy
stematisch auf die kritischen Analysen 
der nationalen wie der internationalen 
ökonomischen Entwicklung und ihrer 
krisenhaften Widersprüche und Ver
laufsformen, auf die Debatten über den 
Strukturwandel der Klassenverhältnisse, 
der Lebensweise und der Vergesell
schaftungsprozesse, über die Krise des 
Keynesianismus (als Element des »for
distischen« Regulationstyps), auf die 
Rezeption von Gramsci 's Hegemonie
und Kultu1theorie, auf die Technik- und 
Ökologiedebatten u. v .a.m. eingegangen 
werden. Gleichwohl gilt, daß diese -
weitverzweigte -Arbeit am »Projekt So
zialismus« nicht an abstrakten Leitideen 
und »Modellen«, sondern an realen, 

durch a) die Logik der kapitalistischen 
Entwicklung (die nun einmal auf Privat
eigentum und Konkurrenz und auf dem 
Profit als der zentralen Regulationsfunk
tion der zyklischen Akkumulationsbe
wegung beruht), und b) die Krisen des 
»realen Sozialismus« bestimmten Wi
derspruchskomplexen orientiert ist.
Letztlich geht es dabei darum, program
matisch und strategisch Alternativen zur
herrschenden L.,ogik der Akkumulation,
Produktivkraftentwicklung und Verge
sellschaftung zu vertreten und dabei als
Teil eines Blockes progressiver politi
scher, sozialer und kultureller Kräfte zu
wirken, der zunächst die Überwindung
der neokonservativen Hegemorue an
strebt.

Solche Alternativen beziehen sich 
1. auf die neuen Dimensionen der Inter
nationalisierung von Risiko- und Wider
spruchskomplexen, die insbesondere auf
dem Gebiet der Friedenssicherung und
Abrüstung und der Weltwirtschaftsord
nung (von den Beziehungen zu den Län
dern der Dritten Welt bis zum Europäi
schen Binnenmarkt '92) einen neuen In
ternationalismus erfordern;
2. auf eine Neubestimmung der Wachs
tumsmodelle entwickelter Industriege-

9 Klaus Dörre: Gewerkschaften und Jugendliche, 
in: Frank Deppe u.a. (Hrsg.): Gewerkschaflen irn 
Urnbruch, Köln 1989, S. 313 ff., hier S. 317. 

10 Werner Hofmann: Was ist S1alinismus? Mil 
einem Vorwort von Frank Deppe und Gen Meyer, 
Heilbronn 1984. 

11 Vgl. Klaus Segbers, Der sowjetische System
wandel, Frankfurt 1989, S. 183 ff. 

12 Lucien Seve: Hislorische lndividuali1ätsfor
men und Persönlichkeil, in: Marxistische S1udien. 
Jahrbuch des IMSF 10/ 1986, S. 17 ff., hier S. 38. 
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sellschaften, die einerseits auf die stoff
lichen Risiken der Produktivkraftent
wicklung (Naturzerstörung, Gesund
heits- und Umweltbelastung) mit einem 
neuen Modus der gesellschaftlichen und 
politischen Kontrolle reagiert, anderer
seits die Produktivitätspotentiale der 
wissenschaftlich-technischen Revolu
tion nutzt, um deren soziale Risiken (die 
aus ihrer kapitalistischen Anwendung 
resultieren) durch Beschäftigungspoli
tik, Arbeitszeitverkürzung, Ausbau des 
Bildungs- und Sozialwesens sowie des 
gesamten Sektors der kulturellen Repro
duktion aufzuheben; 
3. auf die Herausbildung eines neuen
Typs der politischen Kultur, die einer
seits die Überwindung patriarchalischer
Herrschaftsverhältnisse, andererseits die
qualitative Ausweitung von Demokratie
im Sinne von individueller und gesell
schaftlicher Selbsttätigkeit - vor allem
auch außerhalb der Kernbereiche des
Produktions- und Arbeitsprozessses - in
dezentralisierten Lebenswelten umfaßt.

Im Kern handelt es sich bei diesen 
neuen Herausfordemngen um die Ent
wicklung und Durchsetzung eines neuen 
Vergesellschaftungstyps. Dieser steht 
insofern in den Traditionen der Sozialis
mus-Vorstellungen, als er antikapitalis
tisch ist, die Überwindung jener Aus
beutungs-, Herrschafts- und Konkur
renzverhältnisse zum Ziel hat, die in 
letzter Instanz durch die Logik der kapi
talistischen Eigentumsverhältnisse und 
der Profitproduktion bestimmt sind. Auf 
der anderen Seite bricht er mit Sozialis
muskonzeptionen, die auf Staatseigen
tum, zentralistischer Planung und mono
lithischen politischen und ideologischen 
Herrschaftsformen bemhen. Selbstver
ständlich wird die Durchsetzung einer 
realen Vergesellschaftung sich der Pro
blematik zu stellen haben, daß verschie
dene Formen des Eigentums (privates, 
öffentliches, genossenschaftliches Ei
gentum) sowie Formen der demokrati
schen Planung und Kontrolle (Bildung 
von gesellschaftlichen Fonds, Umwelt
politik, Bildungs- und Wissenschaftspo
litik, Strukturpolitik etc.) nicht abstrakt, 
gleichsam aus dem Nichts implemen
tiert, sondern auf dem realen Niveau der 
im Kapitalismus en-eichten Vergesell
schaftung und Planung (die freilich pri
mär den Zwecken der Sichemng des 
Profitsystems zugeordnet ist) weiterent
wickelt werden müssen. 

Die historische Rationalität der alten 
Vergesellschaftungskonzepte wurde 
wesentlich durch die E1fahrung von ma
teriellem Elend, sozialer Unsicherheit, 
extremen physischen Arbeitsbelastun-
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gen, Krisen und Kriegen oder eben auch 
der extremen Rückständigkeit eines 
Landes bestimmt. Heute hingegen wäre 
- zumindest in den entwickelten kapita
listischen Gesellschaften - die Rationa
lität eines neuen Vergesellschaftungs
typs wesentlich danach zu bestimmen,
in welchem Maße er internationale Soli
darität, Überwindung der globalen Risi
kolagen, die Gleichheit (vor allem auch
der Geschlechter) als Bedingung für die
Entfaltung von Individualität, Entwick
lung der kulturellen Bedürfnisse - kurz
um: eine neue Stufe der demokratischen
Gestaltung der gesellschaftlichen und
politischen Verhältnisse ermöglicht.

Wenn hier von einem »Block progres
siver politischer, sozialer und kultureller 
Kräfte« gesprochen wird, so impliziert 
dies zum einen die Absage an überholte 
Führungsansprüche von »Avantgarde
Organisationen«. Zum anderen soll da
mit deutlich werden, daß Gewerkschaf
ten - als die wichtigsten Organisations
formen der Arbeiterbewegung im heuti
gen Kapitalismus - nicht allein, noch 

nicht einmal in ihrer Gesamtheit, als die 
Träger und Subjekte einer solchen Alter
native gedacht werden können. Wenn 
sich jedoch die Wahrnehmung einer au
tonomen, gewerkschaftlichen Interes
senvertretung (in der. Einheit von 
Schutz- und Gestaltungsfunktionen, von 
betrieblicher, tariflicher und gesamtpoli
tischer Interessenvertretung) notwendig 
politisiert, Gewerkschaften bzw. Teile 
der Gewerkschaften also eine zentrale 
Funktion für die Auseinandersetzung 
um die Entwicklung von Produktion, 
Arbeit und Technik, aber auch der politi
schen Kultur (als lebendige demokrati
sche Organisationen) ausüben, dann 
werden Teile der gewerkschaftlichen 
Arbeiterbewegung in einem solchen 
Block auch eine wichtige Rolle zu spie
len haben - freilich nur unter der Vor
aussetzung, daß auch sie die Ansprüche 
anderer sozialer, politischer und kultu
reller Kräfte als legitim und autonom 
anerkennen und dabei nicht nach einer 
Hegemonie, sondern nach demokrati
schen Fo1men der Diskussion über un-

terschiedliche Interessen und Stand
punkte streben. 

1 
O

Noch bis zum Herbst des Jah
res 1989 waren die relevanten 
strategischen Debatten der 

westeuropäischen Linken wesentlich 
von der Erwartung bzw. Hoffnung ge
prägt, daß erstens der Zyklus der neo
konservativen Hegemonie in eine Phase 
des Abschwungs und der Erosion einge
treten sei, und daß zweitens ein Erfolg 
der Gorbatschow'schen »Perestroika« in 
der UdSSR und anderen Ländern Ost
und Mitteleuropas eine positive interna
tionale Ausstrahlung für das Projekt 
»demokratischer Sozialismus« (das
nicht mehr durch die historische Spal
tung der sozialistischen Arbeiterbewe
gung nach 1917 sowie durch den Bruch
in der Haltung gegenüber dem »realen
Sozialismus« belastet ist) ausüben könn
te. Inzwischen hat sich mit den Revolu
tionen in der DDR, in der CSSR, in Bul
garien, vor allem aber auch mit den
schrecklichen Ereignissen in Rumänien,
schließlich infolge der wachsenden De
stabilisierung der inneren Lage in der
UdSSR die zweite dieser Hoffnungen
als Illusion erwiesen. Dieser Umbruch
wird unvermeidlich - ohne daß wir die
zukünftige Entwicklung genau voraus
sagen können - auf die innenpolitischen
Kräftekonstellationen in Westeuropa -
und insbesondere in der BRD - zurück
wirken und damit auch die Bedingungen
des Kampfes um die Überwindung der
neokonservativen Hegemonie verän
dern.
■ Angesichts der Welle des Antisozia
lismus und des Nationalismus, die der
zeit die Stimmung in der DDR be
herrscht, liegt es nahe, daß die konserva
tiven Kräfte hierzulande mit einer harten
antisozialistischen Kampagne (»Freiheit
statt Sozialismus«), die vor allem auch
den linken Flügel der DGB-Gewerk
schaften in der laufenden Tarifrunde zur 
Kapitulation zwingen soll, ihre Macht
über die Bundestagswahlen Ende 1990
hinaus abzusichern suchen. Es ist derzeit
noch offen, ob eine solche ideologische
Mobilisierung im Geiste der »deutschen
(marktwirtschaftlichen) Einheit« die po
litische Auseinandersetzung um die in
neren sozialen und ökologischen Wider
sprüche und strukturellen Defizite neo
konservativer Politik zu neutralisieren
vermag (Massenarbeitslosigkeit, neue
Armut, öffentliche Versorgungsnotstän
de, Wohnungsnot, Ökologieproblematik
usw.). Gleichfalls wird erst in einigen
Jahren die Geschichte die Frage beant-

worten, welche Reaktionen schließlich 
in der internationalen Politik - und na
mentlich bei seinen europäischen Nach
barn - ein vereintes Deutschland erzeu
gen wird, das zur unumschränkten He
gemonialmacht in Mitteleuropa (mit äu
ßerst schwachen östlichen Nachbarn) 
geworden ist. 
■ Mit der Öffnung der Länder Ost- und
Mitteleuropas zum Westen entstehen
zahlreiche neue soziale Probleme, die
ihrerseits die heute vorherrschenden ge
sellschafts- und sozialpolitischen Kon
fliktfelder überlagern oder umdefinieren
könnten. Es geht dabei nicht nur um die
schon jetzt heftig diskutierte » Bela
stungsfähigkeit« der Systeme der sozia
len Sicherung, sondern vor allem um
Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt,
die ihrerseits die gewerkschaftliche Ver
tretungsmacht empfindlich schwächen
könnten. Die Diskussion über das »So
zialdumping«, das durch den Europäi
schen Binnenmarkt '92 erleichtert wird,
ist schon längst durch den Sachverhalt
in den Hintergrund gedrängt worden,
daß aufgrund des eno1men Wohlstands
gefälles zwischen West- und Osteuropa
(und besonders zwischen der BRD und
der DDR) und aufgrund des sozialöko
nomischen Zerfalls in den »realsoziali
stischen« Ländern Mobilitätsprozesse
ausgelöst werden, die die quantitativen
Dimensionen jetzt schon vorhandener
Unterbietungskonkurrenz, sowie von
Schwarzarbeit und ungeschützten Be
schäftigungsverhältnissen z.T. erheblich
ausweiten. Wenn - was zu erwarten ist
- die Arbeitslosigkeit mit der Umstel
lung der maroden Planwirtschaft auf
produktivitätsorientierte und marktwirt
schaftliche Strukturen die Arbeitslosig
keit in diesen Ländern nach oben treibt,
dann wird dieser Druck unvermeidlich
zunehmen.

Starke Gewerkschaften könnten sich 
dann auf noch bessere Argumente für 
Beschäftigungspolitik, Ar bei tszei tver
kürzung und den Ausbau der sozialen 
Sicherungssysteme beziehen. Es ist je
doch eher zu befürchten, daß solche Pro
zesse einer »Amerikanisierung« der Ar
beitsmärkte die Konkurrenz verschiede
ner - nationaler bzw. ethnischer - Frak
tionen der Arbeiterklasse vorantreiben 
und dabei Hierarchien der Arbeitsbedin
gungen, der Lebensweise, auch der Ver
fügung über gewerkschaftliche Vertre
tungsmacht verfestigen. Dabei müßten 
notwendig jene noch relativ starken Po
sitionen einer kollektiven Interessenver
tretung aufgebrochen werden, über die 
Teile der DGB-Gewerkschaften heute 
noch verfügen. Daß solche Formen der 

Konkurrenz in der Regel mit dem Auf
kommen rassistischer und nationalisti
scher Bewußtseinsfonnen einhergehen, 
gehört heute schon zur Alltagserfahrung 
in Betrieben und Wohnvierteln - ganz 
zu schweigen von Übersiedler- und Asy
lantenlagern! Die Hilflosigkeit vieler 
Gewerkschafter im Umgang mit den 
»Republikanern« läßt erahnen, wie tief
diese Problematik bereits in die Binnen
strukturen der Gewerkschaften einge
drungen ist.

Insgesamt wird die Linke in der Folge 
des Zusammenbruchs des »realen Sozia
lismus« mit einer neuen Epoche der 
weltgeschichtlichen Entwicklung kon
frontiert. Das 20. Jalu·hundert war seit 
1917 - vor allem dann seit 1945 - durch 
die Struktur des Ost-West-Gegensatzes, 
durch den Gegensatz zwischen Kapita
lismus und Staats- bzw. Staatssystem 
gewordenem Sozialismus bestimmt. 
Diese »bipolare« Struktur der Weltpoli
tik und -wirtschaft hat nicht nur die inter
nationalen Beziehungen (Kalter Krieg, 
Blockbildung, Hochrüstungsspirale, 
Abschreckungsphilosophie im atomaren 
Zeitalter) definiert, sondern zugleich -
mehr oder· weniger direkt - die Bedin
gungen für die p,olitische Bearbeitung 
des Gegensatzes von Kapital und Arbeit 
und der »sozialen Frage« in den hoch
entwickelten kapitalistischen Staaten 
» ü berdeterminiert«.

Diese Strukturen befinden sich in ei
nem Prozeß der Auflösung. Ob daraus
eine weltpolitische Friedensordnung mit
einem gesamteuropäischen Sicherheits
system und einer Abschaffung der
menschheitsbedrohenden Waffensyste
me, ja einer Abschaffung der Armeen,
hervorgeht, ob der vom Ballast der Sy
stemkonkurrenz befreite Kapitalismus/
Imperialismus in der Zukunft von innen
mit einer gesellschaftspolitischen Alter
native konfrontiert wird, das hängt weit
gehend vom Verlauf und von den Ergeb
nissen von sozialen und politischen, aber
auch von kult.urellen und geistigen
Kämpfen ab, deren Bedingungen die
real existierenden, kapitalistischen Indu
striegesellschaften - regional, national
und global - erzeugen. Diese Ergebnisse
werden vor allem von der Fähigkeit ei
nes Blockes progressiver Kräfte abhän
gen, solche Alternativen zu vertreten.
Den Gewerkschaften kommt dabei für
die Zukunft eine bedeutende Rolle zu.
Daher besteht auch kein Grund, daß So
zialistinnen und Sozialisten in den Ge
werkschaften sich nunmehr in der F01m
von Unterwerfungs- und Anbiederungs
ritualen an »den Kapitalismus« aus der
Geschichte verabschieden. ❖
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